
Liebe Leserinnen und Leser,
in dieser letzten Ausgabe der AvantiO. im Jahre 2016 beschäftigen wir

uns mit den drohenden Entlassungen bei MAN Diesel & Turbo in Ober-
hausen-Sterkrade und den Hintergründen. Die Pressemitteilung zu einer
gelungenen Aktion bei XXXL Rück veröffentlichen wir aufSeite 3.
AufSeite 4 findet Ihr einen NachrufaufFidel Castro.

Erneut ruft auch der RSB Oberhausen zur Teilnahme an der Demonstra-
tion gegen die „Sicherheitskonferenz“ in München im Februar auf.

Unser Kolumnist hat sich in dieser Ausgabe aus aktuellem Anlass mit dem
immer dreisteren Begehren des Kapitals nach immer mehr Daten beschäf-
tigt.

Einen kleinen Jahresrückblick findet Ihr aufSeite 7, und aufSeite 8 einen
Bericht über das offene Frauentreffen des RSB im November.

Anfang Dezember findet die Vereinigungskonferenz von RSB und der in-
ternationalen sozialistischen linken (isl) statt. Wir werden uns also künftig in
und mit der gemeinsamen Organisation für eine solidarische Welt engagie-
ren.

Wir wünschen Euch einen guten Rutsch ins Jahr 2017!
Eure Redaktion
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M
ehr als 700 KollegInnen versammelten sich am 28.11.2016
vor dem Tor 6 von MAN Diesel & Turbo in Oberhausen-
Sterkrade. Sie protestierten gegen den erneuten Abbau von

einigen hundert Arbeitsplätzen.
Vertreter der IG Metall, der Stadt Oberhausen, Konzernbetriebs-

räte und Betriebsräte anderer Großbetriebe (Siemens Mül-
heim/Ruhr) sprachen neben den Betriebsräten von MAN Diesel &

Turbo zu den versammelten KollegInnen. Überwiegenderweise
wurde bedauert, Anteilnahme geäußert und wurden sozialpart-
nerschaftliche Durchhalteparolen verkündet. Dieses hilft den be-
troffenen KollegInnen aber nicht, ihre Arbeitsplätze zu halten. Nur
bei einigen wenigen Redebeiträgen blitzte etwas mehr als Betrof-
fenheit und Bedauern auf. Sie gingen – teilweise sehr deutlich –
aufdie konkreten Hintergründe und Ursachen des Stellenabbaus
ein.

Foto: AvantiO.Protestkundgebung am 28.11 .2016 bei MANDiesel & Turbo in Oberhausen am Tor 6

MAN Diesel & Turbo:
Protest gegen den Abbau hunderter Arbeitsplätze in Oberhausen

Fortsetzung auf Seite 2
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Fortsetzung von Seite 1

MAN Diesel & Turbo:
Worum geht es bei dem geplanten Stellenabbau?

D
ie MAN Diesel & Turbo SE in Ober-
hausen, ein ehemaliges Tochterunter-
nehmen des MAN-Konzerns, gehört

heute nach mehreren Zwischenverkäufen
und Eigentümerwechseln über die MAN SE
mit einem Gewinnabführungs- und Beherr-
schungsvertrag zum VW-Konzern.

In Oberhausen werden industrielle Groß-
kompressoren, Dampf- und Gasturbinen ge-
fertigt, in Oberhausen sind noch etwas über
2.000 KollegInnen beschäftigt.

In den letzten Jahren, insbesondere nach
einer der zahlreichen Übernahmen oder
Verschmelzungen mit anderen Firmen, wur-
den Arbeitsplätze abgebaut oder verlagert.

Die aktuellen Pläne, hunderte von Ar-
beitsplätzen zu vernichten, gehen diesmal
aber an die Substanz des Werkes. Das Vor-
haben, Werksteile zu schließen, und die ge-
plante Verlagerung von Teilen der Dampf-
turbinenproduktion in das indische Ben-
galuru sind überdeutliche Indizien dafür. Im
Oberhausener Werkwerden bereits Kollegen
gesucht, die in Indien das MAN Turbo-
Know-how der Dampfturbinenproduktion
vermitteln sollen. Die Kollegen sollen quasi
die Verlagerung ihrer Arbeitsplätze selbst in
die Wege leiten. Da ist es dann auch nicht

mehr weit bis zur kompletten Schließung
dieses Bereiches in Oberhausen.

„Basecamp 3000+“

Dies ist die die Bezeichnung des Vorstands-
konzeptes zur vorgeblichen Zukunftssiche-
rung des Konzerns. Es sieht vor, dass
insgesamt ca. 800 Millionen Euro an „Er-
gebnisverbesserung“ erzielt werden sollen:
Durch Verlagerung, Werkschließungen und
die Entlassung von weltweit 1.400 Men-
schen, davon ca. 1.000 in Deutschland.

So soll eine nachhaltige Rendite von
mehr als 5 % erreicht werden. Jedoch dürf-
te das noch nicht das Ende der Fahnenstan-
ge sein. In den Vorstandsetagen wird
gewiss weiter kreativ an der Gewinnmaxi-
mierung gearbeitet.

Profite maximieren

Die Fehlentscheidungen des Manage-
ments sollen wieder einmal die KollegIn-
nen bezahlen. Durch Arbeitsverdichtung,
durch befristete Verträge und eben auch
durch weiteren Stellenabbau, um so die
Rendite für Aktionäre und Eigentümer wei-
ter zu erhöhen. An dieser Stelle soll nicht
vergessen werden, dass MAN Diesel & Tur-

bo zum VW-Konzern gehört, welcher ja
versuchen muss, die Kosten, die durch den
organisierten weltweiten Betrug mit den
Dieselfahrzeugen entstanden sind, woan-
ders wieder herein zu bekommen.

Doch liegt bereits jetzt, entsprechend
dem im März 2016 veröffentlichten Kon-
zernbericht für das Jahr 2015, das operative
Ergebnis und die operative Rendite deutlich
über dem vom Berichtzeitraum 2015. Geld
ist also da – nur in den falschen Händen.

Bei der Protestkundgebung am 28.11.2016
kritisierten einzelne Kollegen aus dem
Betriebsrat auch deutlich die strategische
Fehlentscheidung des Managements, sich
eben nicht mit der Produktpalette in den
Bereich Energiewende und erneuerbare
Energien zu begeben, sondern auf das
vermeintlich schnelle Geld mittels des
Vorstandkonzeptes „Basecamp 3000+“
zu setzen.

Strategie der Gewerkschaft

Zumindest den verbalen Äußerungen der
offiziellen Gewerkschaftsvertreter ist bis-
lang keine kämpferische Handlungsper-
spektive gegen den Stellenabbau und
schleichenden Ausverkauf des Oberhau-
sener Werkes zu entnehmen.

Es bleibt also abzuwarten, was von Sei-
ten der Gewerkschaft an Konzepten und
Handlungsperspektiven noch entwickelt
wird, um der Arbeitsplatzvernichtung und
allen weiteren oben erwähnten und mit
Sicherheit kommenden Grausamkeiten
etwas entgegen setzen zu können. 

Wir werden weiter berichten.

Foto: AvantiO.

Foto: AvantiO.Protestkundgebung am 28.11 .2016 bei MANDiesel & Turbo in Oberhausen am Tor 6
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Dokumentation der Pressemitteilung von AKUWILL und work-watch zu dem

Flashmob am 3. Dezember 201 6:

M
ehr als ein Dutzend gewerkschaftliche AktivistInnen und
solidarische Betriebsräte, unter anderem von Bauhaus,
demonstrierten am Samstag im Möbelhaus XXXL Rück in

Oberhausen. Mit Parolen wie „Betriebsratsfresser XXXL“ und
„XXXL – NICHT mein Möbelhaus“ begannen sie ihren Protest
in der Cafeteria und zogen anschließend durch verschiedene Ab-
teilungen des Möbelhauses, verteilten Flugblätter und hielten
Plakate in die Luft.

Damit haben sie die Kundschaft erneut aufdie Machenschaf-
ten von XXXL aufmerksam gemacht:

XXXL packt einfach alle Beschäftigten einer übernommenen
Filiale in verschiedene neu gegründete Gesellschaften. Service-
gesellschaften heißen sie. Diese Gesellschaften erledigen alle an-
fallenden Arbeiten wie Verkauf, Betrieb des Restaurants, Lager
oder Kundendienste. Die Servicegesellschaften haben kein eige-
nes Vermögen, aus dem sie z.B. die Löhne und Gehälter zahlen
könnten. Sie haben nur Arbeitskräfte.

Das Geld bekommen die Servicegesellschaften monatlich von
den sogenannten Betreibergesellschaften. Das ist die andere Sor-
te von Gesellschaften in den XXXL-Filialen. Sie besitzen Kapital
und Vermögen und zahlen damit die Dienste der Servicegesell-
schaften. Verbunden sind Betreiber- und Servicegesellschaften
durch sogenannte Dienstleistungsverträge. Die haben eine 14-tä-
tige Kündigungsfrist.

Kündigt nun die Betreibergesellschaft einer Servicegesellschaft
den Dienstleistungsvertrag, ist die Servicegesellschaft am Ende
der zweiwöchigen Kündigungsfrist pleite, meldet Konkurs an
und schmeißt ihre Beschäftigten aufdie Straße.

Den Gekündigten bietet jetzt eine neue Servicegesellschaft von
XXXL neue Arbeitsverträge an. Zu schlechteren Bedingungen.
Wollen die Beschäftigten nicht arbeitslos werden, müssen sie
dieses schlechtere Angebot annehmen. Bis aufdie, die kein neu-
es Beschäftigungsangebot erhalten haben. Die gucken komplett
in die Röhre. Auffällig oft sind das gut bezahlte Beschäftigte mit

langen Kündigungsfristen und aktive GewerkschafterInnen.
Bei der Übernahme von Rück-Oberhausen hat XXXL aufdie-

se Weise den gesamten Betriebsrat vor die Tür gesetzt und über
60 MitarbeiterInnen gekündigt. Obwohl bisher alle Beschäftig-
ten ihre Kündigungsschutzprozesse gewonnen haben, weigert
sich XXXL, sie wieder einzustellen.

Der Geschäftsführung hat die Aktion natürlich nicht gefallen:
Nach fünfMinuten fing einer der Führungskräfte an, den Protest
mit seinem Smartphone abzufilmen und forderte die Beteiligten
auf, das Haus zu verlassen. Er wies ihnen jedoch nicht den Weg
zur Tür. So konnten die Protestierenden nur über Umwege Rich-
tung Ausgang laufen, weil sie sich im Haus nicht auskannten.
Dabei skandierten sie weiter Parolen. Mehrere KundInnen ka-
men aufsie zu, um ein Flugblatt zu ergattern und einige zeigten
mit erhobenem Daumen ihre Sympathie für die Aktion. „Die
trauen sich was!“, bemerkte einer der Kunden. Nachdem die Se-
curity anfing handgreiflich zu werden und die Protestierenden
herumzuschubsen, verließen sie schließlich über den Kassenbe-
reich das Gebäude.

In Oberhausen, und mittlerweile auch bundesweit, ist der be-
triebliche Konflikt bei XXXL immer wieder Thema, zuletzt in der
Sendung Frontal21 (https://www.zdf.de/politik/frontal-21/die-
tricks-der-moebelkette-xxxlutz-102.html).

„Der Flashmob in Oberhausen wird nicht die letzte Aktion ge-
wesen sein“, so einer der Aktivisten.

Oberhausen, 3. Dezember 2016

Aktionskreis gegen Unternehmerwillkür (AKUWILL),
Postfach 10 01 25, 46001 Oberhausen, info@akuwill.de

work-watch e. V. , Thebäerstr. 26, 50825 Köln,
info@work-watch.de

Flashmob bei XXXL Rück in Oberhausen

Foto: PrivatEinige der AktivistInnen des Flashmob vom 03.12.2016
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www.care-revolution.org

¡Hasta siempre, comandante Fidel Castro!
Am 25. November 201 6 verstarb Fidel Castro, historischer Führer der kubanischen

Revolution, Anführer und Wegbereiter der Idee eines karibischen Sozialismus,

lebenslanger Kämpfer gegen den US-Imperialismus.

Die Welt wird ohne ihn nicht dieselbe sein.

Zahllose Mordanschläge und konterrevolutionäre Attacken der CIA haben ihn und die

kubanische Revolution nicht zu Fall bringen können. Es war der natürliche Lauf der Zeit,

gegen den auch er nicht ankommen und gewinnen konnte.

Trotz einiger Schwierigkeiten und auch Probleme, die wir in Kuba sehen: Die kubanische

Revolution, Fidels Idee von Sozialismus und ihre Umsetzung haben die

Lebensbedingungen der großen Mehrheit der kubanischen Bevölkerung deutlich

verbessert. Auch die jahrzehntelange Wirtschaftsblockade der kapitalistischen Welt

konnte dies nicht verhindern.

Auch der RSB Oberhausen trauert um Fidel.

Oberhausen, 26. November 201 6

Aktionsbündnis gegen die Nato-Sicherheitskonferenz:
Aufruf zu den Protesten gegen die NATO „Sicherheits“konferenz

Geht mit uns auf die Straße

am Samstag, 1 8. Februar 201 7

Frieden statt NATO – Nein zum Krieg!

A
ufder sogenannten Münchner Sicher-
heitskonferenz (SIKO) im Februar
2017 versammeln sich die politischen,

wirtschaftlichen und militärischen Machte-
liten, vor allem aus den NATO-Staaten, den
Hauptverantwortlichen für das Flüchtlings-
elend, für Krieg, Armut und ökologische
Katastrophen. Ihnen geht es – entgegen ih-
rer Selbstdarstellung – weder um die fried-
liche Lösung von Konflikten, noch um
Sicherheit für die Menschen auf dem Glo-
bus, sondern um die Aufrechterhaltung ih-
rer weltweiten Vorherrschaft und um die
Profitinteressen multinationaler Konzerne.

Vor allem aber ist die SIKO ein Propagan-
da-Forum zur Rechtfertigung der NATO, ih-

rer Milliarden-Rüstungsausgaben und ihrer
aufLügen aufgebauten völkerrechtswidrigen
Kriegseinsätze, die der Bevölkerung als „hu-
manitäre Interventionen“ verkauft werden.

Das Kriegsbündnis NATO ist eine Be-
drohung für die ganze Menschheit.

Die NATO-Staaten schützen Handelswe-
ge statt Menschenrechte, bekämpfen die
Flüchtenden statt die Fluchtursachen. Sie
sichern den Reichtum der Reichen statt
Nahrung für Alle, schüren Konflikte und
fördern den Terrorismus. Die NATO setzt
aufdas Recht des Stärkeren. Seit dem An-
griffskrieg gegen Jugoslawien – unter
grundgesetzwidriger Beteiligung Deutsch-
lands – brechen die NATO-Staaten das

Völkerrecht. Ihr vorgeblicher „Anti“-Ter-
rorkrieg ist nichts anderes als blanker Ter-
ror. Der Drohnenkrieg der US-Regierung
ist illegale Lynchjustiz, Mord aufVerdacht
und hat bereits zehntausenden Unschul-
digen das Leben gekostet.

Kaum ein Land, das sich nicht bedin-
gungslos den Spielregeln der imperialisti-
schen Staaten unterwirft, ist sicher vor
„westlichen“ Militärinterventionen. Der
verheerende Krieg in Syrien und das Er-
starken des IS nach dem Irakkrieg sind
das Ergebnis der von den USA, der NATO,
der EU und ihren regionalen Verbündeten
betriebenen Politik des „Regime-Change“.
Ihre Kriege in Afghanistan, Irak und Li-
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byen und ihre Wirtschaftssanktionen ha-
ben diese Staaten zerschlagen und die Le-
bensgrundlagen der Menschen zerstört.

Schluss mit dem Krieg in Syrien

Der von den NATO-Staaten offen ange-
strebte Sturz der syrischen Regierung, ihre
militärische Unterstützung reaktionärster
Kräfte und ausländischer Söldnerbanden
ist ein Bruch der Charta der Vereinten Na-
tionen. In einem doppelten Spiel benutzt
der NATO-Staat Türkei den Krieg in Syrien
für seinen jahrzehntelangen Krieg gegen
die Kurden, der in brutaler Weise intensi-
viert wird, um insbesondere das basisde-
mokratische Projekt Rojava in Nordsyrien
zu vernichten. Zudem erhöht die NATO-
Militärintervention die Gefahr einer direk-
ten Konfrontation zwischen den USA und
Russland und hat das Potenzial einer nu-
klearen Katastrophe für die ganze Welt.

Der Bombenkrieg, der tausende zivile Op-
fer fordert, muss von allen Seiten beendet
werden. Frieden in Syrien kann nicht mit
Bomben, sondern nur durch eine politische
Lösung mit den vom Krieg betroffenen
Menschen erreicht werden. Sie brauchen ei-
ne lebenswerte Perspektive, damit sie dem IS
jegliche Unterstützung entziehen.

Schluss mit der militärischen Mobil-
machung gegen Russland
Die NATO hat ihr altes Feindbild wieder-
belebt und einen brandgefährlichen Kon-
frontationskurs in Gang gesetzt. Sie rückt
bis an die Grenzen Russlands vor: Die
dauerhafte Präsenz von NATO-Truppen,
mit der Vorverlagerung von Panzern und
Kampfflugzeugen in die drei baltischen
Staaten und Polen, die Aufstellung einer
„Schnellen Eingreiftruppe“, die militäri-
sche Aufrüstung Kiews und die NATO-
Manöver in Osteuropa dienen der
Kriegsvorbereitung. Mit der sogenannten
Raketenabwehr wollen sich die USA die
risikolose atomare Erstschlagsfähigkeit
gegen Russland verschaffen.

Deutschland ist bei jedem Krieg dabei

Unter Bruch der Verfassung ist Deutschland
die militärische Drehscheibe für die US- und
NATO-geführten Aggressionskriege. Auf
deutschem Boden befinden sich die wich-
tigsten NATO- und US- Kommandozentra-
len. Vom US-Militärstützpunkt Ramstein
werden Waffen- und Truppentransporte ab-
gewickelt, Kampfeinsätze gestartet und der
Einsatz der Killerdrohnen gelenkt. Die Bun-
deswehr ist an allen NATO-Kriegen direkt
oder indirekt beteiligt und wird zu diesem

Zweckmilitärisch hochgerüstet.
Die Bundesregierung hat angekündigt, in

den nächsten 15 Jahren zusätzlich 130 Mrd.
Euro in die Ausrüstung und Bewaffnung der
Bundeswehr zu stecken und darüber hinaus
schrittweise die jährlichen Militärausgaben
von heute 34,3 Mrd. auf2 % des BIP, rund 70
Mrd. Euro erhöhen.

Im Jahr 2015 wurden von der Bundesre-
gierung Rüstungsexporte in Höhe von 7,9
Mrd. genehmigt und im Vergleich zum Vor-
jahr beinahe verdoppelt (Rüstungsexportbe-
richt 2015).

Autoritäre und reaktionäre Regime wie die
Türkei, Saudi Arabien und Katar sind bevor-
zugte Kunden der deutschen Rüstungskon-
zerne. Das Geschäftmit dem Todblüht.

Im Verein mit den Atommächten USA,
Russland, Großbritannien, Frankreich und Is-
rael blockiert die Bundesregierung in der
UNO Verhandlungen über ein Verbot aller
Atomwaffen. Die in der Bundesrepublik sta-
tionierten US-Atomwaffen, die derzeit für er-
weiterte Einsatzfähigkeiten „modernisiert“,
bzw. zu weitgehendneuen Waffen umgerüstet
werden, sind Bestandteil der US- und NATO-
Atomkriegsstrategie, an der auch die Bundes-
regierung – entgegen ihrer Lippenbekennt-
nisse zur atomaren Abrüstung– festhält.

Dagegen ist Widerstand angesagt. Krieg
darfkein Mittel der Politik sein!
• Wir sagen Nein zur Aufrüstung der Bun-
deswehr, zur Produktion von Kriegswaffen
und zu Rüstungsexporten. Sofortiger Stopp
der Waffenlieferungen an die Türkei, an Sau-
di-Arabien und Katar! Die Milliarden für
Rüstung und Krieg müssen für soziale Zwe-
cke verwendet werden.
• Atomwaffen raus aus Deutschland! Die
nukleare Komplizenschaft mit den USA

muss beendet werden. Die Bunderegierung
muss die Bereitstellung der Tornado-Flug-
zeuge und das Training der Bundeswehr für
den Einsatz der Atomwaffen beenden und
den Stationierungsvertrag für die Lagerung
der US-Atomwaffen kündigen.
• Schluss mit allen Auslandseinsätzen der
Bundeswehr! Raus aus der NATO und den
Militärstrukturen der EU. Auflösung aller
US- und NATO- Militärstützpunkte. Bun-
deswehr abschaffen.
• Keine Beteiligung Deutschlands am Kon-
frontationskurs gegen Russland – weder an
Kriegsmanövern, noch an der Militärprä-
senz in Osteuropa. Frieden in Europa gibt es
nur mit und nicht gegen Russland.
• Solidarität mit den Flüchtlingen. Schutz
und Sicherheit für alle Opfer aus Kriegsge-
bieten und den von Hunger, Armut und Um-
weltzerstörungheimgesuchten Ländern. Das
Massensterben im Mittelmeermuss beendet
werden. Die Schutzsuchenden brauchen lega-
le Einreisemöglichkeiten nach Europa.
Als Teil einer weltweiten Widerstandsbewe-
gung treten wir ein für Frieden und soziale
Gerechtigkeit und rufen auf:

Kommt zurDemonstration
gegen die Tagung

derNATO-Kriegsstrategen
amSamstag, 18. Februar2017 inMünchen

AKTIONSBÜNDNIS GEGENDIE NATO-
SICHERHEITSKONFERENZ
www.sicherheitskonferenz.de

Der RSB Oberhausen unterstützt den Aufruf
und wird sich an den Protesten in München
beteiligen. Willst Du mit uns fahren? Dann
schreibe an:

info@rsb4-oberhausen.de

Foto: AvantiO.
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Scherz, Satire, Wahnsinn und Big Data
oder

Wir brauchen eine Willkommenskultur für Datensammler
ERNST KOCHANOWSKI______________

M
utti Merkel auf dem IT-Gipfel am
Donnerstag, den 17.11 .2016 in
Saarbrücken: „Denn das Prinzip

der Datensparsamkeit, wie wir es vor
vielen Jahren hatten, kann heute nicht
die generelle Leitschnur sein für die Ent-
wicklung neuer Produkte.“

Am Sonntag, den 27.11 . 2016 fielen ca.
900.000 Router der Telekom einem
Hackerangriff zum Opfer und wurden
lahmgelegt.

Was haben diese beiden Ereignisse ge-
meinsam?

Nun, die eine fordert mehr „Datensou-
veränität“ und meint damit die Abkehr
von der Datenminimalisierung, also vom
Prinzip, dass möglichst wenige persönli-
che Daten verarbeitet und gespeichert
werden. Und die anderen haben post-
wendend gezeigt, zu was diese Einstel-
lung führt.

Was vielleicht viele wissen, noch mehr
ahnen und die meisten aber völlig igno-
rieren, ist dies:

Wer seine elektronischen Gimmicks
und Helferlein wie Unterhaltungsgeräte,
Thermostate, Beleuchtung und was die
schöne neue Welt alles so bereit hält für
den modernen Menschen, wer also all
dieses gerne so schön bequem mit sei-
nem Smartphone von überall in der Welt
im Griff haben will, der sollte auch wis-
sen, mit was er sich dies erkaufen muss.
Zum Beispiel mit einer unfreiwilligen
und unmerklichen Weitergabe persönli-
cher Daten.

Aber noch wesentlich interessanter für
alle Dunkelmänner und -frauen von
dies- und jenseits der Gesetzesgrenze:

So ein Router ist ein ganz wunderbares
Eingangstor. Dieses ist zwar nicht von je-
dem zu öffnen und ungesetzlich ist dies
auch meist, aber darum fordern ja unse-
re Volksvertreter so was wie Datensouve-
ränität: Wir sollen alle unsere Daten
selbst schützen – wie auch immer das

funktionieren soll. Dadurch werden we-
nigstens die Kriminellen aus Sicherheits-
und sonstigen Behörden ein bisschen
„legalisiert“. Gleichzeitig aber wird unser
Leben immer mehr von jedem, der dafür
bezahlen kann, kontrolliert und gesteu-
ert. Wer könnte dies sein? Folge der Spur
des Geldes und der Macht. Sie führt zu
Konzernen, Regierungen und sonstigen,
auch kriminellen Vereinigungen. Die
Unterschiede sind fließend und in den
angesprochenen Fällen nicht mehr vor-
handen.

Noch war der erwähnte Angriff nicht
erfolgreich. Hunderttausende Telekom-
kundInnen waren zwar vom Netz, aber
bis jetzt ist nichts davon bekannt, dass
Rechner gekapert wurden. Aber dies war
gewiss nur ein bescheidener Anfang.
Wenn alles so läuft, wie Merkel und Ga-
briel für alle Interessensgruppen es for-
dern, dass Daten nämlich nicht mehr
minimalisiert werden dürfen, dann wird
auch Telekomchef Timotheus Höttgens'
„NATO fürs Internet“ nicht für unsere
Sicherheit sorgen. Aber die ist eh nicht
der Sinn der Übung.

Die Vernetzung der Industrie 4.0 und
das Internet der Dinge seien das größte
Geschenk an die Industrie, das man aus

Sorge vor Cyber-Attacken nicht zurück-
weisen dürfe. Die Botschaft des Telekom
CEO: „Jeder einzelne muss aufrüsten!“
Am besten wohl mit den Sicherheitspro-
dukten der Telekom. In der Security-
Sparte wurden ja auch gerade 1 .200 Mit-
arbeiterInnen eingestellt. „Wir wissen,
wovon wir reden, und wir wissen, was
wir tun!“, behauptet Höttgens als – der
Teufel scheißt immer auf den größten

Haufen – Marketingmann des Jahres
und hat vor allem die eigenen Umsätze
im Blick.

Apropos „Nato fürs Internet“: Immer
in der Geschichte, wenn von eigenem
Machtanspruch, Unterdrückung und an-
deren Bösartigkeiten zu Lasten der
Mehrheit der Menschen abgelenkt wer-
den sollte, kamen irgendwelche fremden
Völker als „Erbfeind“ (der Franzmann)
oder „Schmarotzer“ (der Jud) als große
Gefahr ins Spiel. Man muss Lügen nur
oft genug wiederholen, dann werden sie
zur Wahrheit, meinte in etwa der Mas-
senmörder, Medienexperte und Volks-
aufklärer Joseph Goebbels. Seit dem
nicht ganz „Tausendjährigen Reich“ ist
dies der „Iwan“ oder der „Russe“.

Der WAZ braucht dies niemand mehr
erzählen, sie weiß das. In ihrer Schlag-
zeile vom 30.11 .2016 suggeriert sie eine
Erklärung zum Telekomdesaster: „BND:
Russische Hacker wollen deutsche Wahl
manipulieren.“ Dafür gibt es zwar keine
Beweise, aber die feuchten Träume neu-
er kalter Krieger alter Schule kommen
trotzdem wie gerufen. Man muss nur
Lügen oft genug wiederholen ... 

Foto: AvantiO.

Grafik: freiheitsfoo.de
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Das Jahr 2016 in einem kurzen Rückblick
An vielen Aktionen und Demonstration war der RSB Oberhausen in diesem Jahr beteil igt. Der
Schwerpunkt unserer Arbeit lag im betriebl ichen und gewerkschaftl ichen Bereich. An einige Er-
eignisse und unsere Antwort darauf möchten wir noch einmal erinnern:

Avanti O. Januar und Februar: Linda Martens berichtet über Nick Brauns erhellenden Vortrag zu
Erdogan, der Türkei und Kurdistan. Heute wissen wir: Alles was heute dort geschieht, war lange
vorbereitet und absehbar.

Die Frauendemo am 8. März, die erste seit etlichen Jahren in
Oberhausen, fand mit Unterstützung des RSB statt. Sie war kämp-
ferisch und lebendig. Ihre Fortsetzung 2017 wird voraussichtlich
mit größerer Beteiligung stattfinden.
Avanti O. Februar und März: In ihrer Aufarbeitung der „Kölner
Silvesternacht“ tritt Petra Stanius für die Interessen der Frauen ein.
Sie sieht, anders als die verbreitete „öffentliche Meinung“, auch die
Nutznießer dieser Vorfälle und verwehrt sich gegen die Umar-
mungen der völkischen „Frauenschützer“.

Avanti O. April: Auch Lustiges kommt uns immer wieder mal unter. So von der „Ini-
tiative Freie Soziale Marktwirtschaft“, welche allerdings nur für „grenzenlose Markt-
wirtschaft“ steht. In „Scherz, Satire Wahnsinn, Kapitalismus ...“ hat sich Ernst
Kochanowski ihre Fakten zu Armut in Deutschland mal näher angesehen.
Wir erinnern auch an die Aktionen und Berichte zur Unterstützung der KollegInnen
von XXXL Rück. Unser erster Artikel stand in der Ausgabe Oktober 2015. 2016 aber
haben wir viele weitere über dieses Möbelhaus mit dem rauen Stil verfasst. Mit den
Nummern April, Mai, August und September wurde von uns Widerstand XXXL ge-
gen Lutz gefordert und unterstützt. Der Rote Stuhl hat sich durch die bekannt
gewordenen Praktiken einen wahrscheinlich nachhaltigen Imageschaden verschafft.

Im Juli feierten wir gemeinsam mit der IG BAU und den KollegInnen aus dem Rei-
nigungsbereich des Malteser Krankenhauses in Duisburg-Huckingen deren erfolg-
reichen Kampfgegen Lohnraub und Schikanen. Bilder und Berichte dazu findet
Ihr in den Ausgaben Juni und Juli/August derAvanti O.
Vergessen werden sollte auch nicht die erfolgreiche Kampagne zur Unterstützung
der von Repression betroffenen AntifaschistInnen. Auch mit der Avanti O. betei-
ligten wir uns daran, siehe die Ausgaben Februar und September. Im November
wertete unser Prozessbeobachter dann den fragwürdigen Polizeieinsatz vom 1. Mai
2015 und seine lästigen Folgen aus.

TIPP
Wenn ihr etwas nachlesen wollt, findet Ihr alle Artikel und Ausgaben der Avanti O. aufunserer Webseite,

letztere auch zum Download als PDF unter:
https://rsb4-oberhausen.de/ao/ao-download/

Jetzt, zum Jahresende, könnten wir ganz im Stile des Zeitgeistes verweilen und rückblickend aufdas Jahr 2016 versuchen,
unsere Arbeit quantitativ zu bewerten. Ganz so, aber ironisch gebrochen, wie es uns die „sozialen Medien“ lehren:
Tausende von Flugblättern haben wir verteilt – unzählige Stunden im Protest gegen Nazis wie „Bürger gegen Politik-
wahnsinn“ verbracht – uns an einer 2-stelligen Zahl von Demonstrationen, sogar bundesweit, beteiligt – last but not least
auch etliche Veranstaltungen durchgeführt, Filme gezeigt und in mannigfachen Zirkeln gegen das System konspiriert.
Kurz, alles was Lieschen M. und Otto N. von Roten Socken erwarten oder befürchten.
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RSB Oberhausen
Postfach 10 01 25
D-46001 Oberhausen

Fon: +49 (0) 208 / 768 422 46

Email: info@rsb4-oberhausen.de

Web: www.rsb4-oberhausen.de

RSB/IV. Internationale

Wer wir sind und was wir wollen

D
er Revolutionär Sozialistische Bund (RSB) ist Teil der 1938 gegrün-
deten IV. Internationale. Sie ist in über 50 Ländern aktiv und hält
grundlegende Probleme der Welt – Krieg, Umweltzerstörung,

Arbeitslosigkeit, Armut und Hunger – im Rahmen der kapitalistischen
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung nicht für lösbar. Sie strebt eine
selbstverwaltete sozialistische Demokratie an, die die Ausbeutung des
Menschen durch den Menschen beendet. Deshalb fördert der RSB alle
Bemühungen, aktiv und gemeinsam mit anderen politischen Strömun-
gen für die sozialen Errungenschaften, demokratischen Rechte und

wirtschaftlichen Interessen insbesondere der arbeitenden Klasse einzu-
treten. Er unterstützt den Kampf gegen Rassismus, Frauenunter-
drückung und jede Art von Diskriminierung. Er setzt sich für den Erhalt
der Umwelt ein. Er fordert die politische, rechtliche und soziale Gleich-
stellung aller in der Bundesrepublik lebenden Menschen und die völlige
Gleichstellung der Geschlechter. Ziel des RSB ist es, das Vertrauen der
Menschen in ihre eigene Kraft zur radikalen Veränderung zu stärken.
Der Schwerpunkt seiner Aktivitäten liegt in den außerparlamentarischen
Kämpfen. 

V.i.S.d.P.: RSB, 68026 Mannheim

TERMINE (weitere Infos beim RSB Oberhausen)
• Donnerstag, 08.12.16, 12:00 Uhr, Treffen des Aktionskreises gegen

Unternehmerwillkür (AKUWILL), Linkes Zentrum, Oberhausen

Vorschau Januar:
• Mittwoch, 04.01 .17, 19:00 Uhr, Treffen des Frauen-Plenum Ober-

hausen (nähere Infos über den RSB Oberhausen)
• Freitag, 13.01 .17, Schwarzer Freitag, Widerstandstag gegen Ge-

werkschaftsfeinde, siehe www.aktion.arbeitsunrecht.de
• Sonntag, 15.01 .17, 10:00 Uhr, Lenin-Liebknecht-Luxemburg-De-

mo, ab U-Bhf. Frankfurter Tor, Berlin
• Dienstag, 17.01 .17, 19:00 Uhr, Vorbereitungstreffen Internationa-

ler Frauentag, KI, Mülheimer Str. 200, Oberhausen
• Mittwoch, 18.01 .17, 19:00 Uhr, Treffen des Aktionskreises gegen

Unternehmerwillkür (AKUWILL), Linkes Zentrum, Oberhausen

PETRA STANIUS__________

W
ir Frauen, die wir uns frauenpoli-
tisch im Sinne des RSB engagie-
ren, haben uns Anfang November

in Oberhausen getroffen. Zum einen, um
die Perspektiven unserer politischen Ar-
beit zu diskutieren. Zum anderen, um
gemeinsam mit weiteren Freundinnen
inhaltliche Fragen zu besprechen.

Am ersten Tag tauschten wir uns über
unsere Einschätzungen aus, inwieweit
der Zusammenschluss von RSB und isl
im Dezember die Frauen und das femi-
nistische Profil der Organisation stärken
kann. Dabei kamen wir zu der Auffas-
sung, dass die Vereinigung allein nicht
reichen wird, um hier einen deutlichen
Sprung nach vorn zu machen. Von An-
fang an sollte es daher eine offene Frau-
enstruktur geben, bestehend aus den
weiblichen Mitgliedern und interessier-
ten Frauen, um – insbesondere vor Ort –
zusammenzuarbeiten. Wir würden es
begrüßen, wenn sich auch eine gemisch-

te AG der neuen Organisation mit so ge-
nannten Frauenthemen befassen würde.
Die Selbstorganisation von Frauen hal-
ten wir jedoch für unabdingbar – und
sie sollte bestmöglich aufgestellt sein.

Außerdem sprachen wir über unsere
Mitarbeit in anderen politischen Zusam-
menschlüssen und in den Gewerkschaf-
ten. Dabei ging es vor allem um die
Auswertung unserer praktischen Arbeit
vor Ort und um die Aktivitäten, die im
kommenden Jahr anstehen, wie die Vor-
bereitung des Internationale Frauentags
oder Bildungsarbeit. Alle Anwesenden
maßen der Bildungsarbeit einen hohen
Stellenwert bei: Schließlich ist Bildung
eine wichtige Grundlage für planvolles
Handeln und damit für wirksame Ge-
genwehr.

Zum Abschluss des Tages trafen wir
uns mit Freundinnen aus Oberhausen
beim Italiener. Eine gute Gelegenheit,
um ohne eine feste Tagesordnung über
das reden zu können, was die einzelnen

beschäftigt. Und es entstand ein reges
Gespräch.

Beim Seminar am nächsten Tag be-
fassten wir uns schwerpunktmäßig mit
dem gesellschaftlichen Rollback und
dem Aufstieg der AfD sowie mit Alters-
armut, die insbesondere Frauen trifft.

Wir haben uns bei diesem Treffen auf
einige Themen verständigt, mit denen
wir uns gerne – möglichst in Seminar-
form – näher beschäftigen möchten:

Die Entwicklung der Produktivkräfte
und die Veränderung von Arbeitsbedin-
gungen (Industrie 4.0) insbesondere der
Frauen, die Unterordnung ursprünglich
solidarischer Projekte unter Profitinter-
essen (Share-Ökonomie, Crowdworking)
sowie Gegenstrategien wie Arbeitszeit-
verkürzung und Projekte wie die Wohn-
höfe im „Roten Wien“.

Es gibt also keinen Mangel an Ideen,
und wir wünschen uns ganz viel Frauen-
power in und von der Vierten im Jahr
2017! 

Frauenpower in der Vierten?
Am 5./6. November fand in Oberhausen ein Offenes Frauentreffen des RSB statt.




